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IM FOKUS: LINKSEXTREMISMUS

„AUS UNSERER SICHT IST ENTSCHEIDEND, DAS 
PHÄNOMEN ERNST ZU NEHMEN UND NICHT GEGEN 
ANDERE EXTREMISMUSFORMEN AUSZUSPIELEN“

Die Bekämpfung aller Formen von Extremismus, die zum Ziel haben, die Demokratie zu 
diskreditieren und demontieren, steht im Zentrum der politischen Bildung. Angesichts 
des Anstiegs rechtsextremistischer Gewalttaten werden die Gefährdungen, die von 
Linksextremismus ausgehen, allerdings häufig als „kleineres Problem“ gesehen. Wie die 
beiden Journalistinnen Lisa Wreschniok und Marie-Luise Grauel in der ARD- Dokumenta-
tion „Linksextremismus – Die unterschätzte Gefahr“  herausarbeiten, ist auch die Radika-
lisierung im linken Spektrum ein Thema, mit dem sich die wehrhafte Demokratie aus-
einandersetzen muss. In einem Gespräch mit der E+P-Redaktion zeigen sie auf, wie sich 
der Linksextremismus in Deutschland bemerkbar macht, wie sich diese Ideologie in den 
Köpfen verfangen kann und wie weit linksextreme Menschen bereit sind zu gehen.

In Ihrer Dokumentation „Linksextremismus – Die 
unterschätzte Gefahr“, die seit April auch on-
line abrufbar ist, schildern Sie drastische Ge-
fährdungen, die von linksextremistischen militan-
ten Gruppen in Deutschland ausgehen. Wie sind Sie 
auf dieses Thema aufmerksam geworden und in-
wiefern waren Sie dabei investigativ unterwegs?

Lisa Wreschniok: Wir kamen in Kontakt mit einer Per-
son, deren Schicksal uns besonders erschütterte: 
Es handelte sich um einen Kanalarbeiter, der in Leip-
zig-Connewitz am helllichten Tag von Vermummten 
brutal zusammengeschlagen und schwer verletzt 
wurde. Wegen der Marke seiner Mütze wurde er 
von den Angreifern offenbar für einen Rechts-
extremisten gehalten. Ermittler gehen davon aus, 
dass hinter dem Angriff auf ihn Mitglieder der links-
extremistischen sog. „Hammerbande“ stecken. Bis 

heute leidet er unter Panikattacken. Für unsere 
Dokumentation für das ARD Politikmagazin „report 
München“ hat er erstmals mit Journalisten über das, 
was ihm passiert ist, gesprochen. 

Marie-Luise Grauel: Ausgangspunkt unserer Re-
cherche war auch die Beobachtung, dass es zum 
Rechtsextremismus eine Vielzahl von journalis-
tischen Auseinandersetzungen gibt, zum Links-
extremismus hingegen vergleichsweise wenige. 
Während unserer Nachforschung ereignete sich 
der verheerende Brandanschlag auf das Berliner 
Stromnetz. Zehntausende Haushalte waren mit-
ten im Winter ohne Strom oder Heizung. Zu dem An-
schlag bekannte sich eine linksextremistische Grup-
pierung, eine „Vulkangruppe“. Und in Dresden hatte 
kurz zuvor das Staatsschutzverfahren gegen Mit-
glieder der „Hammerbande“ begonnen, laut Anklage 
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eine linksextremistische kriminelle Vereinigung. 
Sie sollen zahlreiche Personen, die sie für Rechts-
extremisten hielten, darunter auch den Kanal-
arbeiter, den wir kennengelernt hatten, angegriffen 
und zum Teil schwer verletzt haben. 
 
Lisa Wreschniok: Wichtig war für uns zu klären: Wen 
betrifft linksextremistische Gewalt? Wir haben mit 
Opfern des Anschlags auf das Berliner Stromnetz 
gesprochen, die in Eiseskälte tagelang ohne Strom 
oder Heizung ausharren mussten. Aber auch mit Er-
mittlern, die bei solchen Anschlägen oft im Dunkeln 
tappen, da die Täter zunehmend professionell vor-
gehen und offenbar zudem auf große Unterstützer-
netzwerke zurückgreifen können.

Gab es bei Ihrer Recherche überraschende Er-
kenntnisse über das Ausmaß dieses Phänomens 
– auch qualitativer Art?

Lisa Wreschniok: Es gibt ein grundlegendes Miss-
trauen gegenüber Medien. Das hat es anfäng-
lich schwierig gemacht, mit Personen aus der 
linksextremen Szene in Kontakt zu kommen, ge-
schweige denn, jemanden vor die Kamera zu be-
kommen. Erst nach und nach gelang es uns, Zugang 
zu finden und mit militanten linken Aktivisten über 
ihre Beweggründe zu sprechen, beispielsweise über 
ihren „Kampf gegen den Staat“ oder die strikte Ab-
lehnung des Kapitalismus. Wir konnten schließlich 
auch in Treffpunkten wie Clubs oder Cafés recher-
chieren, die selbst vom Verfassungsschutz oft nur 
aus der Ferne beobachtet werden.

Marie-Luise Grauel : In der Szene herrscht eine 
große „Professionalität“: Die Personen agieren 
äußerst konspirativ. Kommunikation, Vorgehens-
weisen und Sicherheitsvorkehrungen sind darauf 
ausgerichtet, möglichst wenige Spuren zu hinter-
lassen. Entsprechend groß ist auch die Skepsis 
gegenüber Außenstehenden. An einem Austausch 
mit uns bestand wenig Interesse, weil die etablier-
ten Medien aus ihrer Sicht Teil des Systems sind, das 
sie ablehnen.

Über welche Dimensionen sprechen wir?

Marie-Luise Grauel: Überrascht haben uns vor allem 
die Zahlen zum sog. „gewaltorientierten Personen-
potenzial“, also zu den Menschen, die laut Ver-
fassungsschutz Gewalt als legitimes Mittel sehen. 
Hier nähern sich das linksextreme und das rechts-
extreme Spektrum einander durchaus an: Der ak-
tuelle Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2025 
weist 11.600 gewaltorientierte Linksextremisten 
und 15.600 gewaltorientierte Rechtsextremisten 
aus. Zugleich verzeichnet das Bundeskriminalamt 
bei den Gewalttaten aus dem linksextremen Spek
trum für 2025 einen Anstieg um 43 Prozent zum 
Vorjahr. Dabei geht es ausdrücklich um Gewalt-
taten, nicht um Straftaten insgesamt. Absolut be-
trachtet gibt es noch immer mehr rechtsmotivierte 
Gewalttaten, der Anstieg gegenüber dem Vorjahr 
beträgt hier allerdings nur sieben Prozent. 

Lisa Wreschniok: Die Zahl der gewaltorientierten 
Linksextremisten ist laut Verfassungsschutz ins-
gesamt relativ konstant geblieben. Allerdings haben 

Die eigentlich 
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gerät außer 
Kontrolle. 
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wir schon ein großes Aggressionspotential wahr-
genommen: So ist beispielsweise die „Palästina-
solidarität“ gerade ein sehr großes Thema, vor allem 
bei jüngeren linken Aktivisten. Auf vielen Demons-
trationen sind dann leider auch antizionistische 
oder israelfeindliche Äußerungen zu hören oder ent-
sprechende Plakate zu sehen – offenbar ohne, dass 
sich jemand auf der Demo daran stört.

Anfang dieses Jahres riefen pro-palästinensi-
sche Linke dann sogar zum Protest gegen andere 
Linke auf, die nicht ihre Ideologie teilen: 1.400 
Demonstranten aus ganz Deutschland kamen nach 
Leipzig-Connewitz. Der Stadtteil gilt als Hochburg 
israelsolidarischer sog. „antideutscher“ Linker. 
Sprechchöre, palästinensische Flaggen auf der einen 
und Israel-Fahnen auf der anderen Seite. Die Stim-
mung war so angespannt, dass hunderte Polizisten 
die beiden Lager voneinander fernhalten mussten. 

Im Zusammenhang mit dem Rechtsextremis-
mus wird häufig über Anschlussfähigkeit bis 
in die gesellschaf tliche Mitte gesprochen. 
Gibt es vergleichbare Sichtweisen auch bei 
Linksextremismus?

Marie-Luise Grauel : Aus vielen Gesprächen hat 
sich für uns ein zentrales Muster ergeben: Links-
extremistische Gruppen besetzen gezielt Themen, 
die gesellschaftlich anschlussfähig sind – etwa 
Klimaschutz, Kapitalismuskritik aber auch Kri-
tik am Staat. Viele Menschen engagieren sich aus 
Überzeugung für solche Anliegen und nehmen des-
halb an Demonstrationen teil. Nach Einschätzung 
unserer Gesprächspartner werden so auch neue 
Anhänger gewonnen. 

Viele der jungen Menschen, mit denen wir ge-
sprochen haben, waren von dem Wunsch getragen, 
sich gegen Unrecht einzusetzen oder Menschen-
leben zu schützen. Gleichzeitig fehlte häufig der 
größere politische Kontext. Dadurch besteht die 
Gefahr, dass Einzelne instrumentalisiert werden. 

Lisa Wreschniok: Radikalisierung muss früh ernst 
genommen werden. Das zeigt auch eine Recherche 
des Bayerischen Rundfunks, kurz vor dem Parteitag 
der Linken im Juni dieses Jahres:

Die Jugendorganisation der Linkspartei ver-
zeichnet einen starken Mitglieder-Zuwachs. Unse-
re Kollegen von BR Recherche haben interne Chats 
und Beiträge im Forum der Linksjugend solid aus-
gewertet und fanden unter anderem antisemitische 
Äußerungen von Amtsträgern wie „Israel verrecke“. 
Das erinnert Experten an die NS-Parole „Juda 

verrecke“. Dazu ein Bild einer brennenden israeli-
schen Flagge. Oder verherrlichende Darstellungen 
von Stalin, Mao oder der DDR. Die Recherche sorgte 
für große Aufregung und wurde auf dem Parteitag 
intensiv diskutiert. Ich halte das für wichtig. Solche 
Entwicklungen müssen offen besprochen und his-
torisch eingeordnet werden. 

DER eine Linksextremismus existiert offenbar so 
nicht. Sie haben bereits verschiedene Gruppen 
angesprochen und mehrfach den Begriff „anti-
deutsch“ verwendet. Was genau verbirgt sich 
dahinter?

Marie-Luise Grauel: Das haben wir auch Tom Manne-
witz, Extremismusforscher an der Hochschule des 
Bundes, gefragt. Er beschreibt Linksextremismus 
zunächst als Sammelbegriff für bestimmte Ein-

stellungen und Verhaltensweisen. Drei Merkma-
le seien dabei zentral: ein egalitäres, progressives 
Selbstverständnis, das auf Emanzipation zielt – das 
ist der linke Kern. Extremistisch werde es dort, wo 
diese Ziele auch mit Mitteln verfolgt werden, die 
sich gegen die Spielregeln der Demokratie richten, 
etwa mit Gewalt.

Zum Begriff „antideutsch“: Dahinter steht unter 
anderem die Überzeugung, dass Deutschland eine 
bleibende historische Verantwortung gegenüber 
den Juden trägt. Daraus leitet sich eine besondere 
Solidarität mit Israel als Schutzraum für das jüdi-
sche Volk ab. Diese Haltung findet sich vor allem im 
autonomen Spektrum und wird eher von älteren 

Antideutsche 
Parole auf einer 
Hamburger 
Demonstration,  
2. Oktober 2023
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Dazu zählen etwa eine geringe Akzeptanz 
gegenüber Andersdenkenden sowie ein eher ins-
trumentelles Verhältnis zur Demokratie, die nicht 
als dauerhaftes System, sondern als Übergang zu 
einer anderen Gesellschaftsordnung verstanden 
wird – etwa eine sozialistische oder marxistische. 
In diesem Sinne vertreten beide Extreme ein anti-
pluralistisches Weltbild. Betrachtet man allein 
diese Strukturen und nicht die jeweiligen Ideo-
logien, erscheint der Hufeisenvergleich zumindest 
nachvollziehbar.

Man denke außerdem an einzelne Biografien, die 
solche ideologischen Wechsel zumindest anekdo-
tisch belegen, etwa bei dem italienischen Diktator 
Benito Mussolini oder dem RAF-Mitbegründer und 
späteren Neonazi Horst Mahler.

Lisa Wreschniok: Für die heutige junge Generation 
halte ich solche grundsätzlichen Wechsel vom lin-
ken ins rechte Extrem oder umgekehrt eher für eine 
Ausnahme. Einzelne Aspekte gibt es zwar, ich er-
innere an dieser Stelle nochmal an antisemitische 
Aussagen linker Jungpolitiker. Insgesamt ist für 
mich die Hufeisentheorie aber eher ein theoreti-
scher Erklärungsansatz. 

Viele Menschen verbinden politische Gewalt in 
erster Linie mit dem Rechtsextremismus. Über 
linksextreme Gewalt wird deutlich seltener ge-
sprochen. Die sog. „Hammerbande“ gilt als eines 
der bekanntesten Beispiele. Was ist über dieses 
Netzwerk bekannt?

Marie-Luise Grauel: Eines sei vorausgeschickt: Wir 
bewegen uns hier im Rahmen der Verdachtsbericht-
erstattung, das heißt, für alle Angeklagten gilt die 
Unschuldsvermutung. Keiner von ihnen hat unsere 
Fragen beantwortet. 

Nach Auffassung des Generalbundesanwalts 
soll sich die Vereinigung Ende 2017 oder Anfang 
2018 in Leipzig-Connewitz gegründet haben.

Über die Strukturen ist inzwischen einiges 
bekannt, unter anderem aufgrund des rechts-
kräftigen Urteils gegen Lina E. und drei weitere Be-
teiligte. Lina E. war mit Johann G. verlobt, der derzeit 
in Dresden vor Gericht steht. Beide sollen innerhalb 
des Netzwerks eine herausgehobene Stellung ein-
genommen haben.

Lisa Wreschniok: Als Hauptanlass für die Radikali-
sierung wird ein Vorfall gesehen: Der sog. „Sturm 
auf Connewitz“ im Jahr 2016. Damals zogen nach 
einer rechten Demonstration in Leipzig Neonazis 

Aktivisten vertreten als von den zumeist jüngeren 
pro-palästinensischen Gruppen.

Das ist insofern interessant, als hier ein deut-
licher Widerspruch sichtbar wird: Auf der einen 
Seite stehen antisemitische Positionen, auf der 
anderen im antideutschen Spektrum eine grund-
legende Ablehnung der eigenen nationalen Identi-
tät. Wie lässt sich das einordnen? 

Marie-Luise Grauel: Im Kern geht es um die Ab-
lehnung des Nationalismus, insbesondere des deut-
schen Nationalismus. Gleichermaßen werden auch 
Antisemitismus und Antizionismus bekämpft. 

Lisa Wreschniok: Der größte Widerspruch, den wir 
wahrgenommen haben, liegt in dem sehr idealisti-
schen Selbstverständnis vieler Akteure des links-
extremen Spektrums. Es geht um das Wohl aller 
Menschen und Lebewesen, um eine friedliche und 
gerechte Gesellschaft. Gleichzeitig erleben wir eine 
große Intoleranz gegenüber Menschen mit anderen 
politischen Überzeugungen. Das ist kein ausschließ-
lich linksextremes Phänomen, sondern begegnet 
uns auch in anderen extremistischen Milieus. Die 
Bereitschaft zum Dialog nimmt ab, Feindbilder tre-
ten an seine Stelle.

Das zeigte sich auch in Gesprächen mit An-
gehörigen der Szene. Eine junge Aktivistin sagte 
uns, sie glaube, viele Menschen hätten Verständ-
nis dafür, wenn „ein Nazi mal aufs Maul bekommt“. 
Zugleich versteht sie sich selbst als friedlich und 
engagiert sich in der antifaschistischen Bewegung. 
Wird der politische Gegner jedoch zum absoluten 
Feindbild, scheint Gewalt für manche ein legitimes 
Mittel zu werden – selbst, wenn das strafrechtliche 
Konsequenzen nach sich zieht.

Es gibt die sog. „Hufeisentheorie“. Ihr zufolge nä-
hern sich politische Extreme trotz gegensätz-
licher Ideologien in ihrer Ablehnung des demo-
kratischen Staates an. Haben Sie das in Ihren 
Recherchen bestätigt gefunden oder handelt es 
sich eher um ein theoretisches Konstrukt?

Marie-Luise Grauel: Die Hufeisentheorie wird vor 
allem aus dem linken Spektrum kritisiert, mit dem 
Vorwurf, sie relativiere die Singularität des National-
sozialismus. Einige Politikwissenschaftler wider-
sprechen diesem Einwand. Es gehe nicht um eine 
ideologische Gleichsetzung, sondern um struk-
turelle Gemeinsamkeiten – insbesondere im anti-
demokratischen und antiliberalen Denken.

 INFO 
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und Hooligans durch den linksgeprägten Stadt-
teil Connewitz, demolierten Geschäfte und rich-
teten erhebliche Schäden an. Aus Sicht vieler Con-
newitzer ging die Aufarbeitung dieses Vorfalls 
nur schleppend voran, den Behörden wurde vor-
geworfen, zu langsam zu arbeiten. Im Netz tauch-
te dann eine Liste mit Steckbriefen auf: 215 Namen 
von vermeintlichen Angreifern auf Connewitz, viele 
mit Fotos und Adressen. Mitglieder der Hammer-
bande stehen im Verdacht, auch Personen auf die-
ser Liste ausgespäht zu haben. Im aktuellen Pro-
zess in Dresden geht es auch um andere Übergriffe 
– auf mindestens 28 vermeintliche und tatsäch-
liche Rechtsextremisten in Städten wie Eisenach, 
Dessau-Roßlau und Erfurt. Die Opfer wurden zum 
Teil schwer verletzt. Laut Anklage auch mit Häm-
mern. Daher auch die Bezeichnung „Hammerbande“. 
Wenn die Angeklagten den Gerichtssaal betreten, 
werden sie von Anhängern im Zuschauerraum förm-
lich gefeiert.  

Besteht nicht die Gefahr, dass Personen durch 
eine solche Berichterstattung zu negativen Hel-
den oder Märtyrerfiguren werden? 

Marie-Luise Grauel: Die verschiedenen Verfahren 
gegen mutmaßliche Mitglieder der Hammerbande 
in Dresden, Düsseldorf, München oder auch in Buda-
pest werden und wurden innerhalb der Szene sehr 
aufmerksam verfolgt. Wenn man derzeit durch 
deutsche Städte geht, stößt man immer wieder auf 
„Free Maja“-Schriftzüge, vereinzelt auch auf „Free 
Hanna“. In Teilen der Szene haben sich diese Perso-
nen zu Symbolfiguren entwickelt.

Für uns gilt der journalistische Grundsatz größt-
möglicher Neutralität. Wie Menschen innerhalb 

der Szene stilisiert werden, darf unsere Bericht-
erstattung nicht bestimmen. Im Gegenteil: Solchen 
Narrativen sollte man mit besonderer Skepsis 
begegnen.

Ich war bei der Urteilsverkündung gegen Maja 
T. in Budapest. Dort wurde in Unterstützerkreisen 
unter anderem von „weißer Folter“ und „Isolations-
haft“ gesprochen. Ungarische Journalisten wiesen 
allerdings darauf hin, dass die Einzelunterbringung 
aus ihrer Sicht vor allem mit Maja T.s nicht-binärer 
Geschlechtsidentität zusammengehangen haben 
könnte – man wolle sie weder in einer reinen Männer- 
noch in einer reinen Frauenanstalt unterbringen. 

 
Lisa Wreschniok: Zu Prozessen kommen oft viele 
Unterstützer, es gibt Solidaritätskundgebungen 
und Plakate mit den Namen der Angeklagten wer-
den hochgehalten. Diese Mobilisierung findet vor 
allem innerhalb der linken Szene statt. Öffentlich-
rechtliche Medien spielen dort eine eher unter-
geordnete Rolle, deutlich prägender sind die eige-
nen Kommunikationskanäle. Natürlich geben wir 
allen Personen, über die wir berichten, die Möglich-
keit, sich zu Vorwürfen zu äußern und die eigene 
Sicht der Dinge darzustellen. Unser Anspruch ist 
eine faktenbasierte und ausgewogene Einordnung. 

Marie-Luise Grauel: Wir haben allerdings gemerkt, 
dass unsere Dokumentation auch in linksextremen 
Kreisen wahrgenommen wurde. Online wurden wir 
namentlich genannt – einschließlich früherer Re-
cherchen. Dies ist eine typische Reaktion der Szene 
auf Kritik. Oft werden Namen, Adressen oder andere 
Informationen veröffentlicht und versucht, so eine 
Drohkulisse aufzubauen.

Bild links: 
Graffito auf der 
Wiwili-Brücke 
in Freiburg, 22. 
September 2025
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Lisa Wreschniok: Auffällig ist die Akribie, mit der 
Informationen gesammelt und online verbreitet 
werden – natürlich anonym. Auf einschlägigen 
Plattformen finden sich immer wieder Bekenner-
schreiben, beispielsweise nach Anschlägen auf 
Bahngleise oder Stromnetze. Parallel dazu werden 
auch immer wieder private Adressen veröffent-
licht – etwa die des Präsidenten des Bremer Ver-
fassungsschutzes, dessen Wohnhaus mit Farb-
beuteln angegriffen wurde. 

Wie wirkmächtig ist heute noch die Strategie, den 
Staat durch Anschläge auf Infrastruktur oder mit 
Guerilla-Taktiken zu destabilisieren? Steht dahin-
ter tatsächlich der Glaube, das System verändern 
zu können?

Lisa Wreschniok: Im Bekennerschreiben zum Strom-
ausfall in Berlin hieß es, man habe keinen flächen-
deckenden Blackout herbeiführen wollen. Ziel sei 
vielmehr gewesen, den „Herrschenden den Saft ab-
zudrehen“, bei den betroffenen „Besitzern von Vil-
len“ halte sich das Mitleid in Grenzen. Hier geht es 
nicht um einen dauerhaften Zusammenbruch der 
Stromversorgung, sondern vielmehr darum, Un-
sicherheit zu erzeugen, Unfrieden zu stiften. Ich war 
beim Stromausfall in Berlin-Zehlendorf vor Ort. Die 
„wohlhabenden Villenbesitzer“ waren vielfach gar 
nicht anwesend, sondern im Zweitwohnsitz oder 
schlicht verreist, während vor allem ganz normale 
Menschen in ihren Wohnungen festsaßen oder die 
Versorgung in Altersheimen fast zusammenbrach. 
Viele Menschen mussten tagelang in Notunter-
künften untergebracht werden. Das zeigt, wie un-
überlegt solche Angriffe letztlich sind.

Marie-Luise Grauel: Wie tief die Überzeugung tat-
sächlich reicht, das politische System auf diese 
Weise verändern zu können, lässt sich kaum be-
urteilen, solange man mit den Verantwortlichen 
selbst nicht sprechen kann. Obwohl das Bundes-
kriminalamt inzwischen eine Million Euro Belohnung 
ausgesetzt hat, konnten die mutmaßlichen Täter 
der Anschläge im Raum Berlin-Brandenburg bis-
lang nicht identifiziert werden. Rückschlüsse auf 
ihre Motive lassen sich deshalb im Wesentlichen nur 
aus Bekennerschreiben und ähnlichen Veröffent-
lichungen ziehen.

Sie haben Ihrer Dokumentation den Untertitel 
„Die unterschätzte Gefahr?“ gegeben. Ist gene-
rell zu beobachten, dass die Dimension dieser Ge-
fährdung zunimmt?

Marie-Luise Grauel: Uns ging es vor allem um die 
Frage, nach welchen Maßstäben Linksextremismus 
bewertet wird. Wird er als Extremismus eingeordnet 
oder moralisch relativiert, weil er sich auf vermeint-
lich gute Ziele beruft? Genau diese Wahrnehmung 
wollten wir hinterfragen. Deshalb haben wir unter 
anderem mit dem sächsischen Innenminister Armin 
Schuster gesprochen, der seit Jahren darauf hin-
weist, dass Linksextremismus auch gesellschaft-
lich als solcher ernst genommen werden müsse. In 
Leipzig begegne man inzwischen Parolen wie „All 
Cops are Targets“ statt „All Cops are Bastards“ – 
ohne dass dies größere öffentliche Aufmerksam-
keit oder Empörung auslöse.

Einige der von Ihnen beschriebenen Muster er-
innern an die Zeiten der RAF – etwa die Rhetorik vom 
„Kampf gegen das System“ oder schlicht die Ver-
klärung ehemaliger RAF-Mitglieder. Beim Prozess 
gegen Daniela Klette etwa waren entsprechende 
Solidaritätsbekundungen zu beobachten. 

Welche Bedeutung hat die RAF heute noch als 
ideologisches oder strategisches Vorbild für 
Linksextremisten?

Lisa Wreschniok: Zunächst muss man klar unter-
scheiden: Die RAF war eine Terrororganisation, auf 
deren Konto seit Beginn der 70er-Jahre zahlreiche 
Morde gehen, von denen viele bis heute nicht final 
aufgeklärt sind. Die Anklage gegen Daniela Klette 
als ehemaliges RAF-Mitglied stößt daher auf großes 
Interesse, nicht nur in der Unterstützerszene. Auch 
bei unseren Recherchen sind wir – zumindest ver-
einzelt – auf Bezüge zur RAF gestoßen. Zum Beispiel 
wurde auf den Mord an Arbeitgeberpräsident Hanns 
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Martin Schleyer angespielt, der tot in einem Koffer-
raum gefunden wurde. 

Marie-Luise Grauel: Bei einer Solidaritätskund-
gebung für inhaftierte Linksextremisten hielten 
Vermummte in Leipzig ein Transparent mit der Auf-
schrift: „Dirk Münster, bald ist er aus dein Traum, 
dann liegst du im Kofferraum.“ Dirk Münster war 
der damalige Leiter der Sonderkommission Links-
extremismus des LKA Sachsen. Solche Aktionen 
zeigen, dass historische Bezüge auf die RAF in Tei-
len der Szene weiterhin präsent sind. Der Politik-
wissenschaftler Tom Mannewitz sieht die RAF vor 
allem für das autonome Spektrum als historischen 
Bezugspunkt. Zugleich betont er die Unterschiede: 
Während die RAF gezielt Morde verübte, zielten 
Gruppen wie die sog. „Hammerbande“ nach seiner 
Auffassung vor allem darauf ab, politische Gegner 
schwer zu verletzen und dadurch ein politisches Si-
gnal zu setzen – nicht darauf, sie zu töten.

Welche Rolle spielt Social Media bei diesen Formen 
des Linksextremismus?

Lisa Wreschniok: Was uns besonders beunruhigt 
hat, ist das Storytelling, das sich auf Social Media 
immer wieder zeigt: Die Darstellung des Staats als 
„repressiver Apparat“, eine Delegitimierung staat-
licher Institutionen und ihrer Vertreter. Gerichtsver-
fahren, etwa wegen Körperverletzung, werden als 
eine „Kriminalisierung antifaschistischen Engage-
ments“ durch den Staat geframt. Dieses Verständ-
nis stellt zentrale Grundlagen unseres politischen 
und gesellschaftlichen Systems infrage – das war 
für uns ein zentraler Befund. Hinzu kommt, dass 
Militanz überhöht dargestellt wird oder Gewalt ver-
harmlost, man findet viele Postings, in denen ver-
mummte Aktionen heroisch inszeniert werden.

Marie-Luise Grauel: Social Media spielt insgesamt 
eine sehr große Rolle. Bei klandestinen Gruppen wie 
der „Hammerbande“ findet die Kommunikation zwar 
nicht über offene Plattformen statt, sondern über 
verschlüsselte Wege oder über Wegwerf-Handys. 
Im weiteren Umfeld sieht das jedoch anders aus. 
Dort gibt es eine starke digitale Vernetzung und 
Mobilisierung. Auf bestimmten Instagram-Kanälen 
werden regelmäßig Inhalte zu Demonstrationen 
oder Treffpunkten veröffentlicht. 

Lisa Wreschniok : Auch auf Telegram existieren 
zahlreiche Kanäle, die von manchen als eine Art 
Ersatz für klassische Nachrichtenquellen genutzt 
werden. Diese Inhalte sind klar politisch extrem 
links geframt. Aus Gesprächen wissen wir zudem, 
dass Jugendorganisationen wie die Linksjugend 
solid oft als „zu moderat“ wahrgenommen wer-
den. Wer aus dieser Perspektive tatsächlich Ver-
änderung anstrebt, orientiert sich eher an der Stra-
ße als an parteipolitischen Strukturen.

Welche Handlungsempfehlung würden Sie Demo-
kratinnen und Demokraten in diesem Zusammen-
hang geben?

Lisa Wreschniok : Gerade im schulischen Kon-
text braucht es mehr fachliche Einordnung und 
Sensibilität für die digitalen Lebenswelten junger 
Menschen. Inhalte auf Plattformen wie TikTok oder 
Instagram transportieren in sehr kurzer Zeit nicht 
nur Informationen, sondern vor allem Emotionen. 
Diese müssen stärker kontextualisiert werden. 
Bildungsarbeit und direkte Aufklärung bleiben des-
halb zentrale Instrumente. Und ganz wichtig: Wir 
müssen im Gespräch bleiben. Gewalt kann nie eine 
Lösung sein. 

Marie-Luise Grauel : Aus unserer Sicht ist ent-
scheidend, das Phänomen ernst zu nehmen und 
nicht gegen andere Extremismusformen auszu-
spielen. Es gibt weiterhin deutlich mehr rechts-
extrem motivierte Straftaten und ein höheres Ge-
waltpotenzial in diesem Bereich. Das relativiert 
jedoch nicht, dass auch im linksextremen Spektrum 
problematische Entwicklungen zu beobachten 
sind. Beide Phänomene müssen unabhängig von-
einander analysiert und bewertet werden, ohne 
sie gegeneinander aufzurechnen oder eine Seite 
zu verharmlosen. 

Das Interview führten Monika Franz und Nadja 
Renner am 23. Juni 2026.  
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